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Ia_ZR 125/61
Verkündet 
am 9*Juli 1965 
Oechsler, Just.Angest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
des Ingenieurs Otto 
straße ■ ,

Beklagten und Revisionsklägera,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br

gegen
Firma B r t f H H H H i H H H B  AG»,

vertreten durch die Vorstandsmitglieder 
Dr. jur.Werner S f l H l ^ u n d  Br.-Ing. kurt

Klägerin und Revisionsbeklagte,
- Brozeßbevoliniichtigter: Rechtsanwalt Br .1
hat der Ia-ZivilSenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 9* Juli 1963 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br.Nastelski und der Bundeerichter 
Br.Spreng, Br.Löscher, Br.Spengler und Schneider

für Recht erkannt:

Bie Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Qberlandeege- 
richts in Büsseldorf vom 9# Februar 1962 
wird auf Kosten des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten DM 14*495.—  
nebst Zinsen mit der Behauptung, der Beklagte schulde 
diesen Betrag als Entgelt für die Übertragung von Rech­
ten aus Patenten und Patentanmeldungen.

Bio Parteien haben gemeinsam mehrere Erfindungen auf 
dem Gebiete der Entsäuerung und Belüftung von Industrie­
land. Gebrauchswässem sowie ein Verfahren und Vorrichtun­
gen zur Erhaltung des Druckes in Erdöl- und Erdgaslager- 
ütätten sum Patent angemeldet und auch ein Patent erhal­
ten. Mit zwei getrennten Schreiben vom 26. September 1958 
bot die Klägerin dem Beklagten auf Grund eines Abkommens 
aus dem Jahre 1953 ihren Anteil an den Schutzrechten an.
Am 14. November 1958 fand in den Geschäftsräumen der Klä­
gerin eine Besprechung zwischen dem Vorstandsmitglied der 
Klägerin, D r . W f ^ i  und dem Beklagten statt, an der 
auch der Beiter der Patentabteilung der Klägerin, 
Dr.Sch4Bt~Be^B^’ teilnahm. Mit Schreiben vom 23* Dezem­
ber 1958 übersandte die Klägerin dem Beklagten zwei Ver- 
tragsurkunden "über die ...... vereinbarte Patentübernahme
sowie über die Zahlung der bisher angefallenen Umräum­
kosten In seinem Schreiben vom 25. Pebruar 1959
an den Beklagten nahm Dr.WflH^ als Vorstandsmitglied der 
Klägerin Bezug auf die "festen Absprachen", die im 
Schreiben der Klägerin vom 23. Dezember 1958 "fixiert" 
seien. Er bemerkte u.a., es berühre ihn eigentümlich, 
daß der Beklagte dieses Schreiben nicht beantwortet habe.

Die Klägerin hat geltend gemacht, im Laufe der Be­
sprechung vom 14. November 1958 hätten die Parteien eine 
Vereinbarung dahingehend getroffen, daß sie, die Klägerin,
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ihre Hechte aus den Patenten und Patentanmeldungen auf 
den Beklagten übertrage« wobei sie darauf verzichtet ha­
be, als Mitanmelderin der Patente genannt zu werden« Als 
Entgelt für die Übertragung der Hechte habe sich der 
Beklagte verpflichtet, von den bisher entstandenen und 
gezahlten Patentkosten den auf sie, die Klägerin, entfal 
lenden Anteil in Höhe von DM 14«495*—  zu übernehmen und 
sie an den Sinnahmen aus den Erfindungen zu beteiligen« 
Im unmittelbaren Anschluß an die erwähnte Besprechung 
habe, oo hat die Klägerin weiter vorgetragen, eine wei­
tere Unterredung zwischen D r . S c h ^ ^ - B e ^ ^ ^  und dem Be­
klagten unter Heranziehung des Assessors Saflp von der 
Hechtsabteilung der Klägerin stattgefunden• Bei dieser 
Unterredung 3eien die einzelnen Punkte des Vertrages 
nochmals durchgesprochen worden» Da in der Zeit dieser 
Unterredung keine Schreibkräfte mehr zur Verfügung ge­
standen hätten, sei das Ergebnis von Assessor Saflp hand 
schriftlich festgohalten worden. Auf Grund dieser Auf­
zeichnungon habe sie, die Klägerin, dann die dem Beklag­
ten an 23« Dezember 1958 zur Unterschrift übersandte 
Vertragsurkunde erstellt« Die mündliche Absprache sei 
jedoch, so macht die Klägerin geltend, nach dem Willen 
der Vertragsteile für beide Parteien bereits verbindlich 
gewesen, die Beurkundung des Vertrages sei lediglich zu 
Bcweiszwocken erfolgt« Der Beklagte sei denn auch in der 
Folgezeit wiederholt als Inhaber der gesamten Patent­
rechte aufgetreten, ohne auf die angebliche Unwirksam­
keit der mündlichen Vereinbarung hinzuweisen. Schließ­
lich hat die Klägerin noch vorgotragen, daß es sich bei 
der mit Schreiben vom 23« Dezember 1958 übersandten wei­
teren Vertragsurkunde um einen gleichfalls am 14. Novem­
ber 1958 abgeschlossenen Vertrag über die Sicherung©-
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Übereignung von Geräten und die Erstattung von Lagerkosten 
für Geräte gehandelt habe, die der Tiefbohranstalt
und Pumpenbau, vorm« Gebr. Inhaber A.
gehört und auf ihrem, der Klägerin* Gelände gelagert 
hätten.

Die Klägerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie 
DM 14.495.—  nebst 4 # Zinsen seit dem 
14. Februar 1959 au zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Er hat u.a. geltend gemacht, am 14. November 1958 habe 
nur eine “persönliche Vorbesprechung" stattgefunden5 
eine Einigung sei nicht erzielt worden. Bei den Verhand­
lungen habe es sich nur um die Skizzierung eines Entwur­
fes gehandelt, der erat nach schriftlicher Festlegung und 
Unterzeichnung durch die Parteien habe bindend werden 
sollen. Er, der Beklagte, habe sich bei den Verhandlungen 
ausbedungen, daß alle Abmachungen schriftlich festgehal­
ten würden, damit er sie zunächst seinen Juristen zeigen 
könne. Die Besprechung zwischen D r . W ^ H ^  und ihm sei 
überdies als einheitliches Ganzes anzusehen, so daß die 
zu. einzelnen Punkten abgegebenen Erklärungen keine 
selbständige Bedeutung hätten. Gegenstand der Besprechung 
vom 14. November 1958 sef nicht der Abschluß von zwei 
Vertrügen, sondern die Erörterung mehrerer Punkte einer 
generellen Übereinkunft gewesen. Über verschiedene Punkte 
sei indessen keine Einigung erzielt worden.

Das Landgericht hat Bev/eis erhoben durch Vernehmung 
der Angestellten der Klägerin Dr.Seh^^P-Be^H^ und
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Assessor als Zeugen, Es hat alsdann den Beklagten
nach dem Klageantrag verurteilt.

Die vom Beklagten dagegen eingelegte Berufung ist 
vom Oberlandesgericht nach Vernehmung des Vorstandsmit­
glieds der Klägerin, Dr.WflB^* a^9 Partei und des Ange­
stellten der Klägerin, Dr.Sch^p-Be<d^, als 2euge zu­
rückgewiesen worden.

Mit seiner Revision verfolgt der Beklagte seinen 
Klageabweisungsantrag weiter. Die Klägerin bittet um 
Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:
I. Bach den Feststellungen des Berufungsgerichts 

ist am 14. November 1958 zwischen den Parteien eine münd­
liche Einigung dahingehend zustandegekommen, daß die Klä­
gerin ihre Rechte an den Patentanmeldungen bzw. Patenten 
auf den Beklagten übertrug, wobei sie damit einverstan­
den war, daß sie in noch erfolgenden Patentanmeldungen 
als Mitinhaberin nicht genannt werde. Demgegenüber ver­
pflichtete sich der Beklagte, von don bisher entstandenen 
und gezahlten Patentkosten don auf die Klägerin entfallen­
den Anteil von DM 14*495*—  zu übernehmen und $ie Kläge­
rin teilweise an dem Erlös aus der Verwertung der Erfin­
dungen zu beteiligen. Das Berufungsgericht ist der Auf­
fassung, daß diese am 14. November 1958 mündlich getroffe­
nen Vereinbarungen endgültigen Charakter hatten und zu 
ihrer Gültigkeit keiner schriftlichen Niederlegung mehr 
bedurften.
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Das Berufungsgericht trifft diese Feststellung auf 
Grund der nach seiner Auffassung glaubhaften Aussagen 
der Zeugen Dr.SchflBH3e^|^ und Sa M )  sowie des Vor­
standsmitglieds der Klägerin Unterstützend
zieht das Berufungsgericht für seine Annahme, daß der 
Beklagte den mit der Klage geltend gemachten Betrag auf 
Grund bindender mündlicher Vereinbarung vom 14. Novem- 
ber 1945 schulde, die Tatsache heran, daß die Klägerin 
den Beklagten zuvor mit ihren beiden Schreiben vom 
26. September 1958 ihren Anteil an den Schutzrechten 
zum Kaufe angeboten und damals schon ihre Auslagen - bei 
Außerachtlassung eines anderweit verrechneten Betrages 
von DM 300.—  - auf insgesamt DM 14.495.--, d.i. die 
Klagesumme, beziffert hatte. Nach den Feststellungen, des 
Berufungsgerichts kehrt der gleiche Betrag (in zwei Teil­
beträgen) in den Notizen wieder, die sich sowohl der Be­
klagte als auch der Vertreter der Klägerin, Br.Wissel, 
bei der Besprechung am 14. November 1958 gemacht haben. 
Aus diesen Notizen geht nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts u.a. auch hervor, daß der Betrag am 
14. Februar 1959» also genau 3 Monate später, fällig 
sein sollte. Nach Auffassung des Berufungsgerichts spre­
chen außerdem die gesamten Umstände dafür, daß die Ver­
einbarungen hinsichtlich der Übertragung der Patente am 
14. November 1958 mündlich zustandegekommen sind. Inso­
weit weist der Berufungsrichtor insbesondere darauf hin, 
daß auf seiten der Klägerin das Vorstandsmitglied 
D r . Y ^ | ^  mit gewirkt und verbindlich für die Klägerin 
gesprochen habe, nachdem die Abmachungen inhaltlich 
schon durch die beiden erwähnten Schreiben vom 26. Sep­
tember 1958 vorbereitet gewesen seien? auch der Beklagte
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habe für seine Person bei der Übertragung der Patente 
ohne weiteres reohtswirksam abschließen können, ohne 
die Genehmigung dritter Personen .einholen zu müssen.

Das Berufungsgericht untersucht des weiteren, ob 
eine vertragliche Bindung etwa deshalb nicht.erzeugt wor­
den sei, weil sich die Vertragsparteien nicht über alle 
Punkte geeinigt hätten, die nach der Erklärung auch nur 
einer Partei hätten geregelt werden sollen (§ 154 Abs.l 
BGB). Es führt hierzu aus, selbst wenn bei der Bespre­
chung von 14« November 1958 zwischen D r . W f B ^  und dem 
Beklagten über einige Punkte, wie z.B. über den Gerichts­
stand, nichts vereinbart worden sei, ändere dies nichts 
daran, daß beide Vertragsparteien sich über die oben 
erwähnten wesentlichen Punkte hinsichtlich der Übertra­
gung der Patente einig gewesen seien. Dabei sei von kei­
ner Seite zun Ausdruck gebracht worden, daß der Vertrag 
etwa erst dann Zustandekommen solle, v/enn auch in Neben­
punkten über alle Einzelheiten eine Einigung erzielt 
worden sei.

Schließlich könno sich der Beklagte auch nicht,so 
heißt es in dem angefochtenen Urteil v/eiter, darauf beru­
fen, daß Gegenstand der Besprechung vom 14.November 1958 
nicht der Abschluß von zwei Verträgen, sondern die Erör­
terung mehrerer Punkte "einer generellen Übereinkunft” 
gewesen sei. Es soi zwar, so führt der Berufungsrichter 
hierzu aus, richtig, daß die Parteien bei der fraglichen 
Besprechung die Punkte in der Reihenfolge erörtert hät­
ten, wie sie gerade anfielen, ohne Rücksicht darauf, ob 
es sich um Angelegenheiten zwischen den Parteien selbst
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oder um Prägen gehandelt habe, die die Firma Tief­
bohrens talt und Pumpenhau betrafen« Trotzdem handele es 
eich aber in Yfirklichkeit um zwei Verträge, und zwar den 
Fatentübertragungsvertrag zwischen den Parteien selbst 
und einen weiteren Vertrag zwischen der Klägerin und der 
Firma P f l H P  Tiefbohranstalt, deren Inhaber die Mutter 
des Beklagten sei. Inaov/eit sei der Beklagte nur als Ver­
treter seiner Mutter aufgetreten. Es könne deshalb, so 
meint das Berufungsgericht, in diesem Hechtsstreit auf 
sich beruhen, ob sich die Parteien am 14. November 1958 
auch hinsichtlich der sog. ,,TJmräumkosten,, oder "Lagerkosten” 
geeinigt hätten. Auf Jeden Full, so stellt das Berufungs­
gericht fest, sei eine Einigung über die wesentlichen Punk­
te der PatentÜbertragung zustand©gekommen, wobei der Be­
klagte selbst nicht bestreite, daß er bereit gewesen sei, 
hierfür Dil 14.495.—  zu zahlen, Die Xlögerin habe deshalb, 
so heißt es in der Begründung des angefochtenen Urteils 
v/eiter, mit Hecht zwei gesonderte Vertr&gsurkunden ange­
fertigt. Dabei gehe aus der vom Beklagten vorg&gten Ver­
tragsurkunde klar hervor, daß hier nicht etwa der Beklagte, 
sondern die "Firma Tiefbohranstalt und Pumpenbau,
vorn. Gebr. G f l B  - Inhaber A. Vertragspartne­
rin der Klägerin sei. Selbst wenn sich demnach, so heißt 
es v/eiter, die Vertragsparteien des er/eiten Vertrages nicht 
über alle wesentlichen Punkte geeinigt haben sollten,könne 
dies die Gültigkeit des Patentübertragungsvertrages nicht 
berühren.

Schließlich führt der Berufungsrichter noch aus, auch 
das spätere Verhalten des Beklagten spreche für die Ansicht, 
daß der Patentübertragungsvertrag wirksam zustandegokommen
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sei. Aus dem von der Klägerin vorgelegten Schriftwechsel 
(grauer Halbhefter) ergebe sich, daß sich der Beklagte 
nach dem 14. November 1958 so habe behandeln lassen, als 
habe er die fraglichen Patente auf Grund des Patentüber­
tragungsvertrages wirksam übernommen. Dies gehe, so heißt 
es in dem angefochtenen Urteil, einmal daraus hervor, daß 
er die Gebührenrechnungen für die Patente entgegengenommen 
und auch bezahlt habe. Zum anderen habe die Klägerin mehr­
fach verschiedenen Patentanwälten mitgeteilt, daß sie die 
fraglichen Patente auf den Beklagten Übertragen habe. Ab­
schriften dieser Schreiben habe sie jeweils dem Beklagten 
zugehen lassen. Der Beklagte habe aber nicht behauptet, daß 
er hiergegen etwas unternommen oder gar die in Betracht 
kommenden Patentanwälte darauf hingewiesen habe, daß die 
Übertragung der Patente nicht wirksam erfolgt sei.

II. 1. a) Der Hauptangriff der Revision richtet sich 
gegen die Auffassung des Berufungsgerichts, der Beklagte 
könne sich nicht darauf berufen, daß Gegenstand der Be­
sprechung vom 14. November 1958 nicht der Abschluß von 
zwei Verträgen, sondern die Erörterung mehrerer Punkte 
’•einer generellen Übereinkunft" gewesen sei, weil jeden­
falls eine Einigung über die wesentlichen Punkte der Pa­
tentübertragung erzielt worden sei. Die Revision rügt 
insoweit Verletzung des § 154 Abs.l BGB durch Nichtanwen­
dung .

Im wesentlichen macht die Revision hierzu geltend;
Die Erwägung des Berufungsgerichts, es habe sich in Wirk­
lichkeit um zwei Verträge gehandelt und mangelnde Einigung 
im Rahmen des einen berühre die Gültigkeit des anderen



nicht, erweise sich als Rechtsfehler. Inhalt des § 154 
BGB sei, so führt die Revision aus, der Rechtssatz, daß, 
solange, sich die Parteien nicht über alle Punkte eines 
Vertrages geeinigt hätten, über die nach der Erklärung 
auch nur einer Partei eine Einigung getroffen werden sol- . 
le, in Zweifel der Vertrag nicht geschlossen sei. Bern 
Berufungsgericht sei, so meint die Revision, entgangen, 
daß die Auslegungsregel auch dann gelte, wenn es sich um 
einen einheitlichen Gesamtvertrag handele* Der Beklagte 
habe sich aber darauf berufen, daß Gegenstand der Erörte­
rung am 14. November 1958 nicht der Abschluß von zwei 
Verträgen gewesen sei, sondern Mio Erörterung mehrerer 
Punkte einer generellen Übereinkunft1'. Alle Punkte, über 
die man sich habe einigen wollen, seien "unter sich gleich- 
rangig "gewesen, wie sich auch aus den Notizen des Br.lflH) 
und des Beklagten ergebe. Biesen Vortrag habe das Beru­
fungsgericht unter Verstoß gegen § 286 ZPO nicht beachtet. 
Aus diesem Vorbringen und der vom Berufungsgericht entgegen 
§ 286 ZPO nicht berücksichtigten Niederschrift über die 
Vernehmung des Beklagten und der Angestellten der Klägerin 
Br.Sch^l^-Bd^H^ und S a P P  in dem vor dem Landgericht 
Köln anhängigen Rechtsstreit 45 Ö 1/60 hätte der Beru­
fungsrichter, so macht die Revision geltend, ohne weite­
res entnehmen können, daß - ganz unbeschadet seiner Pest­
stellung Uber "zwei Verträge" - nach dem Willen nicht nur 
der Partei sondern auch des Beklagten eine Gesamt­
bereinigung vorgesehen gewesen sei. Bann aber sei, sofern 
sich die Vertragsparteien des zweiten Vertrages nicht 
über alle wesentlichen Punkte geeinigt hätten, was das 
Berufungsgericht unterstellt habe, § 154 Abs.l Satz 1 BGB 
auf den Patentübertragungsvertrag anzuv/enden. Bio Revision 
beruft sich hierbei auf eine bei Erman-Hefermehl, Kommen-
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tar zum BGB, Anm. 2 zu § 154 BGB mitgeteilte Entscheidung 
des Öberlandesgerichts Stuttgart (HEZ 1 Nr. 26).

b) Die von der Revision erhobenen Rügen konnten kei­
nen Erfolg haben. Der Revision kann nicht darin beige­
stimmt werden, das Berufungsgericht habe §154 Abs.l BGB 
durch Nichtanwendung verletzt.

Soweit der zwischen der Klägerin und dem Beklagten 
geschlossene Patentübertragungsvertrag in Rede steht, 
begegnet es keinen rechtlichen Bedenken, wenn das Beru­
fungsgericht in tatrichterlicher Würdigung festgestellt 
hat, die Parteien'hätten sich ungeachtet etwa noch offe­
ner Nebenpunktef wie z.B. des Gerichtsstands, Über die 
wesentlichen Punkte der Patentübertragung geeinigt. Da 
§ 154 Abs.l Satz 1 BGB lediglich »im Zweifel« gilt,steht 
es den Parteien frei, vorerst über gewisse Punkte eines 
Vertrages eine Einigung zu treffen und andere Punkte einer 
späteren Regelung vorzubehalten (vgl. BGH LM Nr. 1 
zu § 154 BGB mit Nachweisen aus der Rechtsprechung). Die 
Ausführungen des Berufungsgerichts werden von der Revi­
sion insoweit auch nicht besonders angegriffen.

Entgegen der Meinung der Revision begegnet es aber 
auch keinen durchgreifenden rechtlichen Bedenken, daß das 
Berufungsgericht die Gültigkeit des Patentübertragungs­
vertrages im Hinblick auf § 154 Abs.l Satz 1 BGB auch 
nicht für den Pall in Zweifel gezogen hot, daß sioh die 
Parteien des zwischen der Klägerin und der Pirma 
Tiefbohranstalt und Pumpenbau vorm. Gebr. Gfl|^ - Inhaber 
A. geschlossenen zv/eiten Vertrages nicht über
alle wesentlichen Punkte dieser Übereinkunft geeinigt
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haben sollten. Es kann nicht als rechtlich fehlsam bezeich­
net werden, wenn das Berufungsgericht angenommen hat, daß 
es sich um zv/ei selbständige Verträge und nicht, wie die 
Revision geltend macht, um einen einheitlichen Gesamtver- 
trag, auf den § 154 Abe.l BGB Anwendung zu finden hätte, 
handelte. Um einen solchen Gesaatvertrag ging es aller­
dings bei der von der Revision herangezogenen Entscheidung 
dos Oberlandesgerichts Stuttgart (HEZ 1 Nr. 26). Die Be­
klagte jenes Rechtsstreits hatte Räume der damaligen Klä­
gerin fUr ihre Fabrikation auf behördlich^ Weisung in Be­
nutzung. Gegenstand der Regelung war die Frage eines Miet­
verhältnisses zwischen den Parteien sowie die Regelung der 
Mitbenutzung der Werkkantine und Werkküche, der Lieferung 
von Strom und Wasser und anderer Nebenpunkte. Ziel der 
Besprechungen v/ar damals mithin die Regelung des ganzen 
beiderseitigen aus der Überlassung der Räume sich ergeben­
den Rechtsverhältnisses zwischen den gleichen Parteien.
Im hier gegebenen Falle aber ging es einerseits um die 
Frage der Übernahme der Patente bzw. Patentanmeldungen 
durch den Beklagten persönlich und andererseits um die 
damit sachlich nicht unmittelbar zusammenhängende Frage 
der Regelung der durch die Gerätelagerung entstandenen 
Rechtsbeziehungen zwischen der Klägerin und der Firma 

Tiefbohranotalt. Es handelt sich also, wie das 
Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum angenommen hat, um 
selbständige Verträge, die je für sich der Beurteilung 
nach § 154 BGB unterliegen. Darauf, ob, wie die Revision 
geltend macht, eine Gesamtbereinigung (generelle Überein­
kunft) der Beziehungen der Klägerin einerseits und des 
Beklagten sowie der Firma (Diefbohranstalt anderer­
seits vorgesehen war, kommt es daher nicht an. Die Ab-
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sicht der Parteien mag auf eine solche Oesamtbereinigung 
gegangen sein; dies ändert jedoch nichts daran, daß der 
Abschluß von zwei selbständigen Verträgen erforderlich 
war. Auf die in diesem Zusammenhang erhobenen Rügen der 
Revision braucht daher nicht eingegangen zu werden. Denk­
bar wäre allerdings, daß das Zustandekommen des zweiten 
Vortrages oder bestimmte Abreden in diesem Vertrage von 
den Parteien des ersten Vertrages zur Bedingung für des­
sen Gültigkeit gemacht worden wäre. Dies hätte jedoch mit 
der Regelung des § 154 BGB nichts zu tun. Eine dahingehen­
de Behauptung hat der Beklagte überdies nicht aufgestellt. 
Es kann im Gegenteil dem Zusammenhalt der Ausführungen 
des Berufungsgerichts die ohne Rechtsverstoß getroffene 
tatrichterliche Peststellung entnommen werden, daß die Par 
teien die Regelung der Patentübertragung gegenüber der Re­
gelung der sich aus der Gerätelagerung ergebenden Prägen 
für so wesentlich und vor allem der Regelung bedürftig 
hielten, daß,auch wenn eine "Gesemtbereinigung“ beabsich­
tigt war, die Schlußfolgerung gerechtfertigt ist, daß 
nach dem Willen der Parteien der Patentübertragungsver­
trag ohne Rücksicht auf die Einigung in den Prägen der 
Geräteüberlassung fest abgeschlossen sein sollte. Dafür 
sprechen übrigens gerade auch die von der Revision horan- 
gezogenen Stellen aus der Niederschrift des Landgerichts • 
Köln vom 10. Mai I960.

2. Hilfsweise rügt die Revision, auch § 154 Abs.2 BGB 
sei durch Nichtanwendung verletzt. Sie macht geltend, der 
Pntentübertragungsvertrag sei mangels Wahrung der verein­
barten Schriftforn (§§ 126, 127 BGB) nicht zustandegekom-
men.



Das Berufungsgericht hat zu dieser Frage u.a. aus- 
geführt: Auf Grund der Beweisaufnahme im ersten und zwei­
ten Rechtazuge stehe fest, daß die während der Bespre­
chung vom 14. November 1958 getroffenen mündlichen Ver­
einbarungen hinsichtlich der Übertragung der Patente 
endgültigen Charakter gehabt und zu ihrer Gültigkeit kei­
ner schriftlichen Niederlegung mehr bedurft hätten. Dies . 
habe der Zeuge Dr.SchflBP-Be^H^ seiner Vernehmung . 
im ersten Rechtszuge glaubhaft bekundet. Der Zeuge habe 
seine Aussage auch bei der Beweisaufnahme im zweiten 
Rechtszuge aufrechterhalten. Aus der Tatsache, daß beide 
Gesprächspartner sich während der Besprechung schriftli­
che Aufzeichnungen gemacht hätten, die in den wesentli­
chen Punkten übereinstimmten, könne außerdem geschlossen 
werden, daß eine Beurkundung des Vertrages nicht vorge­
sehen gewesen sei, so daß die Wirksamkeit auch nicht hier­
von habe abhängen können. Dabei könne auf sich beruhen, 
ob es sonst allgemein üblich sei, Patentübertragungsver­
träge schriftlich abzuschließen. Hier sei auf jeden Fall 
»chriftfom nicht vereinbart, so daß die mündlichen Ab­
reden Geltung hätten. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
könne sich der Beklagte auch nicht darauf berufen, daß 
der Vertrag erst durch die Beurkundung bei Assessor Sauer 
habe rechtswirksam werden sollen. Die vorgesehene schrift­
liche Niederlegung des Vertrages habe lediglich Beweis­
zwecken dienen und nicht etwa recht«begründend wirken 
sollen.

Die von der Revision gegen diese Feststellungen er­
hobenen Angriffe, mit denen sie im wesentlichen Verletzun­
gen des § 286 Z?0 rügt, können keinen Erfolg haben.
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Dies gilt zunächst von ihrem Vorbringen, die Fest­
stellungen des Berufungsrichters seien schon deshalb 
rechtlich bedeutungslos, weil sie - auch hier in Verken­
nung des “einheitlichen Gesamtvertrages" - allein auf 
jenen Vertragsteil abhöben, der sich mit der Übertragung 
der Patente befasse. Da das Berufungsgericht, wie oben 
dargelegt, ohne Rechtsirrtum festgestellt hat, daß es 
sich bei dem Patentüberlassungsvertrag um einen selbstän­
digen Vertrag im Sinne des § 154 BGB handelt, ist es 
nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgerieht auch bei 
der hier einschlägigen Frage auf die diesen Vertrag be­
treffenden Erklärungen und Vorgänge abgestellt hat.

Erfolglos bleiben muß auch die Rüge der Revision, 
das Berufungsgericht habe unter Verstoß gegen die SS 282, 
286 ZPO seine rechtliche Würdigung des Geschehensablaufs 
auf "Eindrücke" und "Auffassungen" der Zeugen gegründet. 
Anhaltspunkte dafür, daß das Berufungsgericht gegen den 
Grundsatz der freien Beweiswürdigung verstoßen habe, 
sind nicht gegeben. Aus den Ausführungen des Berufungs­
urteils ergibt sich, daß eine sachentsprechende Beurtei­
lung der Beweisaufnahme stattgefunden hat. Daß das Beru­
fungsgericht au3 den Aussagen der als Zeugen bzw. Partei 
vernommenen Personen nicht die von der Revision gewünsch­
ten Folgerungen gezogen hat, liegt auf dem der Revision 
verschlossenen Gebiet der tattichterlichen Würdigung.

Nicht begründet ist ferner die Rüge der Revision,es 
verstoße gegen die Denkgesetze, wenn das Berufungsgericht 
einerseits feststello, hinsichtlich des Patentübertra- 
gungovertrages sei auf jeden Fall die Schriftform nicht 
vereinbart worden, und andererseits ausführe, die vorge-
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sehene schriftliche Niederlegung des Vertrages habe le­
diglich Beweiszwecken dienen sollen» Entgegen der Auffas­
sung der Revision ist darin kein Widerspruch zu erblicken» 
Mit der erstgenannten Feststellung hat das Berufungsge­
richt ersichtlich sagen wollen, daß eine Beurkundung,die 
nach dem Willen der Parteien rechtserzeugenden Charakter 
haben solle, nicht vereinbart woi’den sei.

Aus der Tatsache, daß beide Gesprächspartner sich 
während der Besprechung schriftliche Aufzeichnungen mach­
ten, die Folgerung zu ziehen, daß eine Beurkundung des 
Vertrages nicht vorgesehen gewesen sei, ist allerdings, 
wie die Revision mit Recht geltend macht, bedenklich»
Wie der Zusammenhang der Ausführungen des angefochtenen 
Urteils ergibt, waren die einschlägigen Erwägungen des 
Berufungsgerichts jedoch für die Beweiswürdigung nicht 
von entscheidender Bedeutung. Überdies hat das Berufungs­
gericht, v/as die Revision übersieht, dem Umstand besondere 
Bedeutung beigelcgt, daß die Aufzeichnungen der Gesprächs­
partner in den wesentlichen Punkten übereinstimmten♦

Darauf, daß der dem Schreiben der Klägerin vom 23. De­
zember 1958 beigefügte Vertragstext von der Klägerin 
oclbot nicht unterzeichnet war, und auf die daraus von dem 
Beklagten gezogenen Folgerungen ist der Berufungsrichter 
allerdings, wie der Revision zuzugeben ist, in dem ange­
fochtenen Urteil nicht eingegangen. Die Revision meint, 
wenn der Berufungnrichter den darauf gegründeten Argumen­
ten des Beklagten Beachtung geschenkt hätte, sei für sei­
ne Bev/eiswürdigung, die vorgesehene schriftliche Nieder­
legung des Vertrages habe nur Bev/eiszwecken dienen sollen,
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kein Kaum gewesen. Es besteht indessen kein Anlaß zu 
der Annahme, daß das Berufungsgericht den Vortrag des 
Beklagten übersehen hätte. Die von dein Beklagten gezo­
genen Folgerungen sind im übrigen keineswegs zwingend* 
Insbesondere ist gegenüber der Auffassung des Beklagten, 
aus der Hichtunterzeichnung sei zu folgern, daß die 
Klägerin selbst nicht von der Verbindlichkeit des Inhal­
tes des Vertragotextea überzeugt gewesen sei, darauf 
hinzuweisen, daß die Klägerin im Begleitschreiben vom 
23. Dezember 1958 von der "vereinbarten" Patentübernahme 
spricht. Daß der Berufungsrichter in den Gründen des 
Berufungsurteilo nicht ausdrücklich auf den hier in He­
de stehenden Vertrag des Beklagten eingegangen ist,kann 
unter diesen Umständen nicht als Verfahrensfehler ange­
sehen werden. Der Tatsachenrichter braucht nicht auf je­
de Behauptung der Prozeßparteien ausführlich einzugehen, 
und er braucht auch nicht alles, was er für erheblich 
oder unerheblich hält, ausdrücklich zu erörtern, sofern 
sich aus seinen Ausführungen nur ergibt, daß eine sach- 
entoprcchende Beurteilung überhaupt stattgefunden ’hat 
(vgl. Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß- 
rcchts, § 111 IV 3a mit Nachweisen aus der Rechtsprechung)* 
Dies war aber hier der Pall. Aus dem gleichen Grunde 
kann auch die Rüge der Revision nicht durchgreifen, der 
Berufungsrichter habe für seine Auffassung vom wirksamen 
Zustandekommen der Patentübertragung das spätere Verhal­
ten des Beklagten nicht heranziehen dürfen, ohne sich 
mit dessen zugehöriger Rechtsverteidigung im Schriftsatz 
vom 28. Februar 1961 auseinanderzusetzen. Der Beklagte 
hat sich überdies in jenem Schriftsatz nur gegen die 
Folgerungen gewendet, die die Klägerin aus der Zahlung
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von Patentgobühren durch den Beklagten gezogen hatte, 
nicht aber gegen die gewichtigeren Folgerungen, die die 
Klägerin und mit ihr das Berufungsgericht daraus herlei­
ten, daß dem Beklagten ohne dessen Widerspruch wieder­
holt Schreiben der Klägerin an Patentanwälte in Abschrift 
zugeleitet worden sind, in denen von der Übertragung 
der fraglichen Patente bzw. Patentanmeldungen auf den 
Beklagten die Rede war.

Da demnach die von der Revision gegen die tatrichter­
liche Würdigung des Berufungsgerichts erhobenen Rügen 
nicht durchgreifen, steht für das Revisionsgericht bin­
dend fest, daß von den Parteien vor oder bei Abschluß 
des Patentübortragungsverträges eine nach dem Willen 
der Parteien rechtserzeugenden Charakter besitzende pri­
vatschriftliche Beurkundung nicht vereinbart worden ist, 
die in Aussicht genommene Beurkundung vielmehr nur der 
Beweioerlcichterung dienen sollte, Solchenfalles aber 
gilt § 154 Abs.2 BGB nicht (BGB - RGRK 11.Auf1. Anm. 5 
zu § 154 BGB mit Nachweisen aus der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, BGI* WM IV B 1959, 562).
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III. Nach alledem erweist sich die Revision des Be­
klagten als unbegründet. Sie war daher mit der eich aus 
§ 97 ZPO ergebenden Kostenfolge zurückzuweisen.

Dr.Nastelski Spreng Löscher Spengler Schneider
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